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um ihre Aktivitäten zur Förderung der Ziele der Internationa-
len Dekade auf regionaler und globaler Ebene zu koordinie-
ren und durchzuführen;

12. bittet die Mitgliedstaaten, alle Teile des Systems
der Vereinten Nationen und die zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen, namentlich den Ausschuss nichtstaatlicher Orga-
nisationen bei den Vereinten Nationen für den Internationalen
Friedenstag, der Begehung des Internationalen Friedenstags
am 21. September jedes Jahres als eines Tages, an dem welt-
weit Waffenruhe und Gewaltlosigkeit herrschen, im Einklang
mit Resolution 55/282 vom 7. September 2001, zunehmende
Aufmerksamkeit zu widmen;

13. ersucht den Generalsekretär, die Möglichkeit einer
Stärkung der Mechanismen für die Umsetzung der Erklärung
und des Aktionsprogramms zu erkunden;

14. bittet die zuständigen Organe der Vereinten Natio-
nen, sich weiterhin darum zu bemühen, das Aktionspro-
gramm und seine acht Aktionsbereiche besser bekannt zu ma-
chen und so ihre Durchführung zu fördern;

15. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer sechsundsechzigsten Tagung einen Be-
richt über die zur Durchführung dieser Resolution ergriffenen
Maßnahmen und über verstärkte Aktivitäten der Vereinten
Nationen und der ihnen angeschlossenen Organisationen zur
Durchführung des Aktionsprogramms und zur Förderung ei-
ner Kultur des Friedens und der Gewaltlosigkeit vorzulegen;

16. beschließt, den Punkt „Kultur des Friedens“ in die
vorläufige Tagesordnung ihrer sechsundsechzigsten Tagung
aufzunehmen.

RESOLUTION 65/12

Verabschiedet auf der 52. Plenarsitzung am 23. November
2010, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Resolutions-
entwurfs A/65/L.13 und Add.1, eingebracht von: Afghanistan,
Albanien, Andorra, Argentinien, Australien, Bangladesch, Barba-
dos, Belgien, Belize, Bolivien (Plurinationaler Staat), Bosnien
und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Bulgarien, Burkina Fa-
so, Burundi, Chile, Costa Rica, Dänemark, Demokratische Re-
publik Kongo, Deutschland, Dominica, Dominikanische Repu-
blik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien,
Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Gambia, Geor-
gien, Ghana, Griechenland, Guyana, Honduras, Irland, Island,
Italien, Japan, Jordanien, Kambodscha, Kanada, Kenia, Kolum-
bien, Kongo, Kroatien, Lesotho, Lettland, Liechtenstein, Litau-
en, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malta, Mauritius, Mexiko,
Mongolei, Montenegro, Neuseeland, Niederlande, Nigeria, Nor-
wegen, Österreich, Panama, Paraguay, Peru, Polen, Portugal,
Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Sambia, Samoa,
San Marino, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Seychel-
len, Sierra Leone, Slowakei, Slowenien, Spanien, St. Kitts und
Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Su-
riname, Tadschikistan, Trinidad und Tobago, Tschechische Re-
publik, Uganda, Ungarn, Uruguay, Venezuela (Bolivarische Re-
publik), Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich
Großbritannien und Nordirland, Zentralafrikanische Republik,
Zypern. 

65/12. Bericht des Internationalen Strafgerichtshofs

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 64/9 vom 2. Novem-
ber 2009 und alle ihre früheren einschlägigen Resolutionen,

sowie unter Hinweis darauf, dass das Römische Statut
des Internationalen Strafgerichtshofs80 die Ziele und Grund-
sätze der Charta der Vereinten Nationen bekräftigt,

erneut auf die historische Bedeutung der Verabschie-
dung des Römischen Statuts hinweisend,

betonend, dass Gerechtigkeit, insbesondere die Aufar-
beitung von Unrecht in Konflikt- und Postkonfliktgesell-
schaften, ein grundlegender Baustein eines dauerhaften Frie-
dens ist,

überzeugt, dass die Beendigung der Straflosigkeit uner-
lässlich ist, damit eine Gesellschaft, die sich in einem Kon-
flikt befindet oder dabei ist, einen Konflikt zu überwinden,
vergangene Übergriffe gegen von bewaffneten Konflikten be-
troffene Zivilpersonen aufarbeiten und derartige Übergriffe in
Zukunft verhindern kann,

mit Befriedigung feststellend, dass der Internationale
Strafgerichtshof bei seinen Analysen, Ermittlungen und Ge-
richtsverfahren in verschiedenen Situationen und Fällen, die
ihm von Vertragsstaaten des Römischen Statuts und vom Si-
cherheitsrat im Einklang mit dem Römischen Statut unter-
breitet wurden, beträchtliche Fortschritte erzielt hat,

daran erinnernd, dass die seitens der Staaten, der Ver-
einten Nationen und anderer internationaler und regionaler
Organisationen gewährte wirksame und umfassende Zusam-
menarbeit und Unterstützung in allen Aspekten des Mandats
des Internationalen Strafgerichtshofs auch weiterhin eine we-
sentliche Voraussetzung dafür ist, dass dieser seine Tätigkeit
durchführen kann,

mit dem Ausdruck ihres Dankes an den Generalsekretär
für die wirksame und effiziente Hilfe, die er dem Internatio-
nalen Strafgerichtshof im Einklang mit dem Abkommen über
die Beziehungen zwischen den Vereinten Nationen und dem
Internationalen Strafgerichtshof („Beziehungsabkommen“)81

gewährt,

in Anerkennung des von der Generalversammlung in ih-
rer Resolution 58/318 vom 13. September 2004 gebilligten
Beziehungsabkommens, namentlich von Ziffer 3 der Resolu-
tion betreffend die vollständige Übernahme aller Kosten, die
den Vereinten Nationen als Ergebnis der Durchführung des
Beziehungsabkommens entstehen82, das einen Rahmen für
die weitere Zusammenarbeit zwischen dem Internationalen
Strafgerichtshof und den Vereinten Nationen schafft, inner-

80 United Nations, Treaty Series, Vol. 2187, Nr. 38544. Amtliche
deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 2000 II S. 1394; LGBl. 2002
Nr. 90; öBGBl. III Nr. 180/2002; AS 2002 3743.
81 Ebd., Vol. 2283, Nr. 1272.
82 Artikel 10 und 13 des Beziehungsabkommens.
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halb dessen die Vereinten Nationen Tätigkeiten des Gerichts-
hofs vor Ort erleichtern könnten, und den Abschluss gegebe-
nenfalls erforderlicher ergänzender Abmachungen und Ver-
einbarungen befürwortend,

unter Begrüßung der kontinuierlichen Unterstützung,
die der Internationale Strafgerichtshof von der Zivilgesell-
schaft erhält,

in Anerkennung der Rolle des Internationalen Strafge-
richtshofs in einem multilateralen System, dessen Ziel darin
besteht, die Straflosigkeit zu beenden, die Herrschaft des
Rechts herzustellen, die Achtung der Menschenrechte zu för-
dern und zu festigen und im Einklang mit dem Völkerrecht
und den Zielen und Grundsätzen der Charta einen dauerhaften
Frieden herbeizuführen,

mit dem Ausdruck ihres Dankes an den Internationalen
Strafgerichtshof für die Hilfe, die er dem Sondergerichtshof
für Sierra Leone gewährt,

1. begrüßt den Bericht des Internationalen Strafge-
richtshofs für 2009/1083;

2. heißt die Staaten willkommen, die im vergangenen
Jahr Vertragsparteien des Römischen Statuts des Internatio-
nalen Strafgerichtshofs80 geworden sind, und fordert alle
Staaten in allen Weltregionen, die noch nicht Vertragspartei-
en des Römischen Statuts sind, auf, zu erwägen, es unverzüg-
lich zu ratifizieren beziehungsweise ihm beizutreten;

3. heißt die Vertragsstaaten des Römischen Statuts
und die Nichtvertragsstaaten willkommen, die Vertragspartei-
en des Übereinkommens über die Vorrechte und Immunitäten
des Internationalen Strafgerichtshofs84 geworden sind, und
fordert alle Staaten, die noch nicht Vertragspartei des Über-
einkommens geworden sind, auf, dies zu erwägen;

4. fordert die Vertragsstaaten des Römischen Statuts
auf, sofern sie es noch nicht getan haben, innerstaatliche
Rechtsvorschriften zur Umsetzung der Verpflichtungen aus
dem Römischen Statut zu erlassen und mit dem Internationa-
len Strafgerichtshof bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben
zusammenzuarbeiten, und verweist auf die von Vertragsstaa-
ten diesbezüglich bereitgestellte technische Hilfe;

5. begrüßt die Zusammenarbeit und Hilfe, die dem
Internationalen Strafgerichtshof von Vertragsstaaten und
Nichtvertragsstaaten, den Vereinten Nationen und anderen
internationalen und regionalen Organisationen bislang ge-
währt wurde, und fordert die zur Zusammenarbeit verpflich-
teten Staaten auf, diese Zusammenarbeit und Hilfe künftig zu
gewähren, insbesondere in Bezug auf die Festnahme und
Überstellung, die Vorlage von Beweisen, den Schutz und die
Umsiedlung von Opfern und Zeugen und die Vollstreckung
von Strafen;

6. betont, wie wichtig die Zusammenarbeit mit Staa-
ten ist, die nicht Vertragsparteien des Römischen Statuts sind;

7. bittet die Regionalorganisationen, den Abschluss
von Vereinbarungen über eine Zusammenarbeit mit dem In-
ternationalen Strafgerichtshof zu erwägen;

8. erinnert daran, dass aufgrund des Artikels 12 Ab-
satz 3 des Römischen Statuts dann, wenn nach Artikel 12 Ab-
satz 2 des Römischen Statuts die Anerkennung der Gerichts-
barkeit durch einen Staat erforderlich ist, der nicht Vertrags-
partei dieses Statuts ist, dieser Staat durch Hinterlegung einer
Erklärung beim Kanzler des Internationalen Strafgerichtshofs
die Ausübung der Gerichtsbarkeit durch den Gerichtshof in
Bezug auf das fragliche Verbrechen anerkennen kann;

9. ermutigt alle Vertragsstaaten, die Interessen, den
Hilfebedarf und das Mandat des Internationalen Strafge-
richtshofs zu berücksichtigen, wenn entsprechende Angele-
genheiten bei den Vereinten Nationen erörtert werden;

10. hebt hervor, wie wichtig die uneingeschränkte
Durchführung des Beziehungsabkommens81 ist, das einen
Rahmen für die enge Zusammenarbeit zwischen den beiden
Organisationen und für Konsultationen zu Angelegenheiten
gemeinsamen Interesses bildet, gemäß den Bestimmungen
des genannten Abkommens und in Übereinstimmung mit den
einschlägigen Bestimmungen der Charta der Vereinten Natio-
nen und des Römischen Statuts, und hebt außerdem hervor,
dass der Generalsekretär die Generalversammlung auf ihrer
sechsundsechzigsten Tagung über die den Vereinten Natio-
nen im Zusammenhang mit der Hilfe für den Internationalen
Strafgerichtshof entstandenen Kosten und die dafür von ihnen
erhaltenen Kostenerstattungen informieren muss;

11. bekundet ihre Anerkennung für die Arbeit, die das
Verbindungsbüro des Internationalen Strafgerichtshofs zum
Amtssitz der Vereinten Nationen geleistet hat, und legt dem
Generalsekretär nahe, mit diesem Büro auch weiterhin eng
zusammenzuarbeiten;

12. legt den Staaten nahe, zu dem Treuhandfonds zu-
gunsten der Opfer von Verbrechen, die der Gerichtsbarkeit
des Internationalen Strafgerichtshofs unterliegen, und der
Angehörigen der Opfer beizutragen, und nimmt mit Dank
Kenntnis von den bislang zu dem Treuhandfonds geleisteten
Beiträgen;

13. nimmt Kenntnis von der Konferenz zur Überprü-
fung des Römischen Statuts des Internationalen Strafgerichts-
hofs, die vom Generalsekretär einberufen und eröffnet und
vom 31. Mai bis 11. Juni 2010 in Kampala abgehalten wurde,
auf der die Vertragsstaaten ihr Bekenntnis zum Römischen
Statut und seiner vollen Anwendung, seiner Universalität und
seiner Integrität bekräftigten und auf der eine Bestandsauf-
nahme der internationalen Strafgerichtsbarkeit vor dem Hin-
tergrund der Auswirkungen des Römischen Statuts auf Opfer
und die betroffenen Gemeinschaften, auf Frieden und Ge-
rechtigkeit, Komplementarität und Zusammenarbeit statt-
fand, die Stärkung der Strafvollstreckung gefordert wurde,
Änderungen des Römischen Statuts in Bezug auf die Auswei-
tung der Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs auf drei zusätzliche

83 Siehe A/65/313.
84 United Nations, Treaty Series, Vol. 2271, Nr. 40446. Amtliche
deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 2004 II S. 1138; LGBl. 2004
Nr. 213; öBGBl. III Nr. 13/2005.
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Kriegsverbrechen in bewaffneten Konflikten, die keinen in-
ternationalen Charakter haben, sowie in Bezug auf die Defini-
tion des Verbrechens der Aggression und die Festlegung der
Bedingungen für die Ausübung der Gerichtsbarkeit im Hin-
blick auf dieses Verbrechen verabschiedet wurden und die
Beibehaltung des Artikels 124 des Römischen Statuts be-
schlossen wurde85;

14. nimmt außerdem Kenntnis von dem Bericht des
Generalsekretärs über die Tätigkeit der Vereinten Nationen86,
in dem der Generalsekretär die Auffassung vertritt, dass die
erste Überprüfungskonferenz des Römischen Statuts eine
stärkere Verknüpfung zwischen Frieden, Entwicklung und
Recht zum Ergebnis hatte und dass die internationale Ge-
meinschaft mit der Kampala-Erklärung und den Änderungen
des Römischen Statuts, namentlich in Bezug auf das Verbre-
chen der Aggression, zusätzliche Werkzeuge im Kampf ge-
gen die Straflosigkeit erhalten wird85;

15. nimmt davon Kenntnis, dass die Versammlung der
Vertragsstaaten des Römischen Statuts auf ihrer siebenten
Tagung unter Hinweis auf Artikel 112 Absatz 6 des Römi-
schen Statuts, wonach die Versammlung der Vertragsstaaten
am Sitz des Internationalen Strafgerichtshofs oder am Amts-
sitz der Vereinten Nationen tagt, beschloss, ihre neunte Ta-
gung in New York abzuhalten87, sieht der vom 6. bis 10. De-
zember 2010 stattfindenden neunten Tagung mit Interesse
entgegen und ersucht den Generalsekretär, im Einklang mit
dem Beziehungsabkommen und der Resolution 58/318 die
benötigten Dienste und Einrichtungen zur Verfügung zu stel-
len;

16. legt den Staaten nahe, so zahlreich wie möglich an
der Versammlung der Vertragsstaaten teilzunehmen, bittet
die Staaten, Beiträge zu dem Treuhandfonds zugunsten der
Teilnahme der am wenigsten entwickelten Länder zu leisten,
und nimmt mit Dank Kenntnis von den bisher zu dem Treu-
handfonds geleisteten Beiträgen;

17. bittet den Internationalen Strafgerichtshof, der Ge-
neralversammlung zur Behandlung auf ihrer sechsundsech-
zigsten Tagung im Einklang mit Artikel 6 des Abkommens
über die Beziehungen einen Tätigkeitsbericht für 2010/11
vorzulegen.

RESOLUTION 65/13

Verabschiedet auf der 55. Plenarsitzung am 30. November 2010,
in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 112 Stimmen bei 9 Ge-
genstimmen und 54 Enthaltungen*, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/65/L.14 und Add.1, eingebracht von: Ägypten,
Algerien, Bahrain, Bangladesch, Belarus, Belize, Brunei Darussa-

lam, Demokratische Volksrepublik Korea, Demokratische Volksre-
publik Laos, Dschibuti, Guinea, Indonesien, Irak, Jemen, Jordani-
en, Katar, Komoren, Kuba, Kuwait, Libanon, Malaysia, Mali, Mal-
ta, Marokko, Mauretanien, Namibia, Nicaragua, Nigeria, Oman,
Saudi-Arabien, Senegal, Simbabwe, Somalia, Südafrika, Sudan,
Tunesien, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabi-
sche Emirate, Vietnam, Zypern, Palästina. 

* Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und
Barbuda, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien,
Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Bar-
bados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler
Staat), Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Burkina Faso,
Chile, China, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Demokratische Volksre-
publik Korea, Demokratische Volksrepublik Laos, Dominikanische
Republik, Dschibuti, Ecuador, Eritrea, Fidschi, Gabun, Gambia,
Ghana, Grenada, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Hondu-
ras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika,
Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kasachstan, Katar, Kenia, Ko-
moren, Kuba, Kuwait, Lesotho, Libanon, Liberia, Libysch-Arabi-
sche Dschamahirija, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven,
Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mosambik,
Myanmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Niger, Nigeria, Oman, Pa-
kistan, Paraguay, Philippinen, Salomonen, Sambia, Saudi-Arabi-
en, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Somalia, Sri
Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Su-
dan, Suriname, Swasiland, Tadschikistan, Thailand, Togo, Trini-
dad und Tobago, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Tuvalu, Ugan-
da, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte
Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam, Zy-
pern.

Dagegen: Australien, Israel, Japan, Kanada, Marshallin-
seln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Nauru, Palau, Verei-
nigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Andorra, Belgien, Bosnien und
Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige ju-
goslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Finn-
land, Frankreich, Georgien, Griechenland, Guatemala, Irland, Is-
land, Italien, Kamerun, Kolumbien, Kroatien, Lettland, Liechten-
stein, Litauen, Luxemburg, Monaco, Montenegro, Neuseeland,
Niederlande, Norwegen, Österreich, Panama, Papua-Neuguinea,
Peru, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumä-
nien, Russische Föderation, Samoa, San Marino, Schweden,
Schweiz, Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tonga, Tsche-
chische Republik, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigtes König-
reich Großbritannien und Nordirland.

65/13. Ausschuss für die Ausübung der unveräußer-
lichen Rechte des palästinensischen Volkes

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 181 (II) vom
29. November 1947, 194 (III) vom 11. Dezember 1948, 3236
(XXIX) vom 22. November 1974, 3375 (XXX) und 3376
(XXX) vom 10. November 1975, 31/20 vom 24. November
1976 und alle ihre späteren einschlägigen Resolutionen, na-
mentlich die auf ihren Notstandssondertagungen verabschie-
deten Resolutionen und ihre Resolution 64/16 vom 2. Dezem-
ber 2009,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 58/292 vom
6. Mai 2004,

85 Siehe International Criminal Court, Dokument RC/11.
86 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Fünfundsechzigste
Tagung, Beilage 1 (A/65/1).
87 Siehe Resolution ICC-ASP/7/Res.3 der Versammlung der Vertrags-
staaten des Römischen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs.




